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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Gabriele Krafft in der 

Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsübertretung 

nach § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr. 51/2005, 

in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 

9/2006 in der Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, über die Beschwerde vom 11. September 

2025 gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien vom 11. August 2005, Zahl: 

MA67/***MA-GZ1***/2025, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) in Verbindung mit § 24 Abs. 1 

Bundesfinanzgerichtsgesetz (BFGG) und § 5 Gesetz über das Wiener 

Abgabenorganisationsrecht (WAOR) wird der Beschwerde insoweit Folge gegeben, als die 

verhängte Geldstrafe von € 75,00 auf € 60,00 und die für den Fall der Uneinbringlichkeit 

festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe von 17 Stunden auf 12 Stunden herabgesetzt wird. 

Im Übrigen wird das angefochtene Straferkenntnis bestätigt.  

II. Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei keinen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.  

 

III. Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 

133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch 

die belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  
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Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis vom 11. August 2025, Zahl: MA67/***MA-GZ1***/2025, hat der Magistrat 

der Stadt Wien als belangte Behörde der beschwerdeführenden Partei ***Bf1*** angelastet, 

sie habe die Parkometerabgabe fahrlässig verkürzt in dem sie das mehrspurige Kraftfahrzeug 

mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am 24. Jänner 2025 um 10:38 Uhr in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone in ***2***, abgestellt habe, ohne für seine Kennzeichnung 

mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültigen Parkschein gesorgt zu haben, da sich im 

Fahrzeug lediglich der bereits abgelaufene Parkschein Nr. 227808LAB, gültig für 60 Minuten, 

mit den Entwertungen 9:00 Uhr, befunden habe und die Parkzeit somit überschritten worden 

sei.  

Dadurch habe die beschwerdeführende Partei die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2 

Parkometerabgabeverordnung, ABl. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in 

Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden 

Fassung, verletzt. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über die beschwerdeführende Partei gemäß § 4 

Abs. 1 Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 75,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 17 Stunden verhängt.  

Ferner habe die beschwerdeführende Partei gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 

1991 - VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu 

zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 85,00. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Sie haben das verfahrensgegenständliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten 
Örtlichkeit und zur angeführten Zeit in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt, ohne 

für seine Kennzeichnung mit einem für den Beanstandungszeitpunkt gültig 
entwerteten/aktivierten Parkschein gesorgt zu haben, da sich im Fahrzeug lediglich der bereits 

abgelaufene Parkschein Nr. 227808LAB, gültig für 60 Minuten mit den Entwertungen 9:00 Uhr, 
befand und die Parkzeit somit überschritten wurde. Demnach wurde die Parkometerabgabe 
fahrlässig verkürzt. 

Die Übertretung wurde Ihnen mit Strafverfügung angelastet. 

[...] 

Es kam zu einer unerwarteten Verzögerung bei der Rückkehr zum Fahrzeug, insbesondere durch 

einen Toilettengang des Kindes. Die Überschreitung der Parkdauer sei unbeabsichtigt gewesen 
und wurde dies dem Kontrollorgan vor Ort ebenso erklärt. Sie ersuche nochmals um 

Verständnis und Einstellung des Verfahrens, zumal sie eine Aufsichts- und Betreuungspflicht 
nachgegangen sind. 
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Beweis wurde durch Einsicht in den Verwaltungsstrafakt erhoben. 

Dazu wird Folgendes festgestellt: 

Unbestritten blieb, dass sich besagtes Fahrzeug zur Tatzeit am Tatort befand und von Ihnen 

abgestellt wurde. 
Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone ab-
stellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der 
Parkometerabgabeverordnung). 
Aufgrund der Aktenlage ist festzustellen, dass Sie dieser Verpflichtung nicht nachgekommen 
sind. 

Unstrittig war, dass sich der Parkscheine mit der Nummer 227808LAB, gültig für 60 Minuten 
mit den Entwertungen 9:00 Uhr, im Fahrzeug befanden und zum Beanstandungszeitpunkt nicht 
mehr gültig war. 
Anzumerken ist, dass Sie nach Ablauf des gegenständlichen Parkscheines, einen weiteren 
Papierparkschein nachlegen bzw. einen elektronischen Parkschein per Handy-App buchen 
hätten können. Wird kein weiterer Gebührenparkschein hinterlegt oder gebucht, ist das 
Fahrzeug aus der Kurzparkzone zu entfernen. Eine Kombination von Gebührenparkschein und 
Gratisparkschein wäre nicht zulässig. 

Zu Ihrem Vorbringen wird mitgeteilt, dass nach der ständigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes unter Notstand im Sinne des § 6 VStG nur ein Fall der Kollision von 
Pflichten und Rechten verstanden werden kann, in dem jemand sich oder einen anderen aus 
schwerer, unmittelbar drohender Gefahr einzig und allein dadurch retten kann, dass er eine im 
Allgemeinen strafbare Handlung begeht (VwGH vom 30.5.1989, Zl. 88/08/0168), wobei die 
Situation nicht schuldhaft herbeigeführt werden darf. 

Eine Entscheidung gemäß § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG - eine Ermahnung - liegt im Ermessen 

der Behörde („kann“) und hängt von einer auf den Einzelfall abzustellenden spezialpräventiven 
Prognose ab. Dahingehend liegt daher keine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung, 

sondern nur eine die Einzelfallgerechtigkeit berührende Wertungsfrage vor. Der Frage, ob die 
besonderen Umstände des Einzelfalles auch eine andere Entscheidung gerechtfertigt hätten, 

kommt in der Regel keine grundsätzliche Bedeutung zu. Allerdings setzt diese 
Ermessensentscheidung voraus, dass die in § 45 Abs. 1 Z. 4 VStG genannten Umstände 
kumulativ vorliegen. 

Diese Wertigkeit des durch die verletzte Norm geschützten Rechtsgutes findet ihren Ausdruck 
auch in der Höhe des gesetzlichen Strafrahmens, der für entsprechende Zuwiderhandlungen 

gemäß § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 immerhin Geldstrafen bis zu EUR 365,00 vorsieht. 
Ist aber die Bedeutung des strafrechtlich geschützten Rechtsgutes nicht gering, fehlt es an einer 

der in § 45 Abs. 1 Z 4 VStG genannten Voraussetzungen für die Einstellung des Strafverfahrens, 
weshalb auch keine Ermahnung nach § 45 Abs. 1 letzter Satz VStG in Frage kommt (VwGH 
20.11.2015, Ra 2015/02/0167). 

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmäßige Verhalten 
ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeiten aufheben würde, lag nicht vor. 

Sie haben daher den objektiven Tatbestand der angelasteten Übertretung verwirklicht. 

Es sind somit im Zuge des Verfahrens keine Tatsachen oder Umstände hervorgekommen, die zu 
dessen Einstellung führen könnten. 
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Ihrem Ersuchen um Nachsicht und sohin auf Anwendung des § 45 Abs. 1 Z. 4 VStG (betreffend 
dem Absehen von der Verhängung einer Geldstrafe bzw. dem Absehen von der Fortführung des 
Verfahrens) wird angesichts des bisherigen Akteninhaltes nicht nachgekommen. 

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genügt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen 
Verhaltens Fahrlässigkeit. Fahrlässig handelt, wer die Sorgfalt außeracht lässt, zu der er nach 

den Umständen verpflichtet und nach seinen geistigen und körperlichen Verhältnissen befähigt 
ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt 
verwirklichen könnte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht (§ 6 StGB). 

Mangels Glaubhaftmachung fehlenden Verschuldens war - bei allem Verständnis für die 
eingewendeten Umstände - Fahrlässigkeit anzunehmen. 

Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen für die Strafbarkeit 
gegeben. 

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig verkürzt 
wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4 
Abs. 1 Parkometergesetz 2006). 

Die verhängte Geldstrafe soll durch ihre Höhe dazu geeignet sein, Sie wirksam von einer 
Wiederholung abzuhalten. 

Grundlage für die Bemessung der Strafe sind gemäß § 19 VStG die Bedeutung des strafrechtlich 
geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

Jedes fahrlässige Verkürzen der Parkometerabgabe, d.h. jedes Abstellen eines mehrspurigen 
Kraftfahrzeuges in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone, ohne dass hierfür die nach der 

Parkometerabgabeverordnung vorgeschriebene Parkometerabgabe durch einen ordnungs-
gemäß entwerteten Parkschein entrichtet wird, schädigt in nicht unerhebl ichem Maße sowohl 

das öffentliche Interesse an der Entrichtung von Abgaben, als auch an der Erleichterung des 
innerstädtischen Verkehrs und an der Rationierung des in Wien vorhandenen Parkraumes, dem 
die Strafdrohung dient. 

Der Unrechtsgehalt der gegenständlichen Verwaltungsübertretung ist im Hinblick auf den 
Sachverhalt - selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen - nicht gerade gering. 

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass 
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können, ist auf Grund der Tatumstände nicht anzunehmen und es kann daher Ihr 
Verschulden nicht als geringfügig angesehen werden. 

Bei der Strafbemessung wurden Ihre Einkommens- und Vermögensverhältnisse sowie allfällige 

Sorgepflichten, soweit diese der Behörde bekannt waren, berücksichtigt. Zudem wurde auf 
eventuell vorhandene verwaltungsstrafrechtliche Vormerkungen Bedacht genommen. 

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgründe und den bis zu EUR 365,00 reichenden 
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden ist die verhängte Geldstrafe selbst 
bei Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen durchaus angemessen und 
keineswegs zu hoch, zumal weitere Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind. 

Bemerkt wird außerdem, dass Ihnen im vorliegenden Fall die Möglichkeit zur Begleichung der 
Strafe mittels Organstraf- bzw. Anonymverfügung mit wesentlich günstigeren Strafsätzen 
geboten wurde, welche jedoch von Ihnen nicht in Anspruch genommen wurde. 
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Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“ 

In der Beschwerde vom 11. September 2025 wurde ausgeführt: 

„Danke für die Darlegung Ihrer Sicht auf den gegenständlichen Sachverhalt. Ich darf zum unter 

o.g. GZ übersandten Straferkenntnis Beschwerde einlegen, auf meine bisherigen Ausführungen 
zur o.g. GZ als auch zu GZ: MA67/***MA-GZ2***/2025 verweisen und wie folgt ergänzend 
ausführen: 

1. Der genannten Behörde war der gegenständliche Sachverhalt bereits im unter GZ: 

MA67/***MA-GZ2***/2025 geführten Verfahren vollständig bekannt (insbesondere 
tatsächlicher „Lenker/Parker und Beschreibung der Umstände wie dargelegt). Zudem habe ich 

die jeweiligen Dienststellen der Stadt Wien (Kindergarten und Volksschule) vollständig genannt, 
sodass meine Angaben überprüfbar waren. Ich habe gemäß § 45 VStG/Abs.1/Z.2 und 4 um 
Einstellung des Verfahrens ersuchen. Dem hat die Behörde stattgegeben. Mangels genauerer 
Angabe der Ziffer durfte ich davon ausgehen, dass die (rechtskräftige) Einstellung des 
Verfahrens wie beantragt erfolgte. Eine nochmalige Verfolgung in derselben Sache ist daher 
nicht zulässig. 

[...] 

Dem o.g. Straferkenntnis ist zu entnehmen, dass meine Ausführungen zum Zeitraum zw. Ablauf 
des hinterlegten Parkscheins bis zum Antreffen des Organs der Parkraumüberwachung beim 
parkenden Auto von der Behörde nicht bestritten wurden und somit glaubhaft sind. 

Dennoch wurden die Rechte von Kindern (und die entsprechenden Pflichten der Eltern) im o.g. 
Straferkenntnis nicht gewürdigt. Die Stadt Wien hält unter 

https://www.wien.gv.at/zusammenleben/kinderrechte-kinderschutz  

klar fest, dass Kinder und Jugendliche umfassende gesetzlich verankerte Rechte haben, wobei 

insbesondere auf die Rechte von Kindern nach der UN Kinderrechtskonvention und auf das 
Bundesverfassungsgesetz über die Rechte von Kindern verwiesen wird. An dieser Stelle darf ich 
auf die dort angeführten und zu berücksichtigenden Bestimmungen verweisen. 

U.a. normiert Artikel 1 des Bundesverfassungsgesetzes über die Rechte von Kindern, dass das 
Wohl von Kindern Vorrang haben soll: „Jedes Kind hat Anspruch auf den Schutz und die 

Fürsorge, die für sein Wohlergehen notwendig sind, auf bestmögliche Entwicklung und 
Entfaltung sowie auf die Wahrung seiner Interessen auch unter dem Gesichtspunkt der 

Generationengerechtigkeit. Bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen öffentlicher und privater 
Einrichtungen muss das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung sein." 

Dem bin ich nachgekommen, weshalb ich wie dargelegt die Parkgebühr nicht fahrlässig 

verkürzt habe. 

Zum Argument der Behörde, dass ich das günstigere Organmandat hätte bezahlen können darf 

ich anmerken, dass ich nach dessen Erhalt beim Kundenservice* der Behörde telefonisch die 
Informationen erhalten habe, dass ich mich erst nach der folgenden Anonymverfügung 

inhaltlich äußern darf. Da die Verkürzung der Parkgebühr nicht schuldhaft erfolgte, war der 
Rechtsweg einzuhalten. 

Aus diesen Gründen ersuche ich wie ausgeführt um Einstellung des Verfahrens.“ 
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Über die Beschwerde wurde erwogen: 

§ 31 VStG normiert: 

„(1) Die Verfolgung einer Person ist unzulässig, wenn gegen sie binnen einer Frist von einem 
Jahr keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2) vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von dem 

Zeitpunkt zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das 
strafbare Verhalten aufgehört hat; ist der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später 
eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem Zeitpunkt.“ 

§ 32 VStG normiert: 

„(2) Verfolgungshandlung ist jede von einer Behörde gegen eine bestimmte Person als 
Beschuldigten gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, Vernehmung, Ersuchen 
um Vernehmung, Beratung, Strafverfügung u. dgl.), und zwar auch dann, wenn die Behörde zu 
dieser Amtshandlung nicht zuständig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder der 
Beschuldigte davon keine Kenntnis erlangt hat.“ 

Nachdem festgestellt worden war, dass die beschwerdeführende Partei als (Zweiter) 

Zulassungsbesitzer das Fahrzeug mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** am  

24. Jänner 2025 am Tatort abgestellt hat (AS 12), wurde gegen ihn am 25. Juni 2025 eine 

Strafverfügung erlassen. Diese Strafverfügung, Zahl: MA67/***MA-GZ1***/2025, hat die 

Behördensphäre am 25. Juni 2025 verlassen (AS 35), sodass die einjährige 

Verfolgungsverjährungsfrist ab dem Tatbegehungszeitpunkt 24. Jänner 2025 gewahrt wurde. 

Die beschwerdeführende Partei ist Zulassungsbesitzer des mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit 

dem behördlichen Kennzeichen ***1*** und hat dieses Fahrzeug am 24. Jänner 2025 in der 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone in ***2***, abgestellt. 

Zum Beanstandungszeitpunkt 24. Jänner 2025, 10:38 Uhr, war das verfahrensgegenständliche 

Fahrzeug nicht mit einem für den Abstellvorgang gültigen Parkschein gekennzeichnet, da der 

hinter der Windschutzscheibe angebrachte 60-Minuten-Parkschein mit der Seriennummer 

227808LAB mit den Entwertungen 24. Jänner 2025, 09:00 Uhr bereits abgelaufen war. 

Die entscheidungsrelevanten Sachverhaltselemente ergeben sich aus dem Verfahrensakt und 

wurden von der beschwerdeführenden Partei nicht bestritten. 

Das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan hat (insbesondere) Tatort, 

Beanstandungszeitpunkt, Fahrzeugkennzeichen, Parkscheinnummer und das Überschreiten der 

Parkzeit in seiner Anzeige festgehalten. 

Den Abstellort des verfahrensgegenständlichen Fahrzeuges , und dass der hinter der 

Windschutzscheibe des verfahrensgegenständlichen Fahrzeuges angebrachte 60-Minuten-

Parkschein mit der Seriennummer 227808LAB die Entwertungen 24. Jänner 2025, 09:00 Uhr 

aufwies, hat das kontrollierende Parkraumüberwachungsorgan fotografisch dokumentiert. 
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§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„Für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist 
eine Abgabe zu entrichten.“ 

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert: 

„(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemäßen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) 
oder mit der Bestätigung der Abstellanmeldung als entrichtet. 

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur 
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem 
Gebiet abstellt, für das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des 
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchführung der 
angeordneten Kontrollmaßnahmen mitzuwirken.“ 

§ 3 Wiener Kontrolleinrichtungenverordnung normiert: 

„(1) Abgabepflichtige, die ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einer Kurzparkzone abstellen, 

haben dafür zu sorgen, dass es während der Dauer seiner Abstellung mit einem richtig 
angebrachten und richtig entwerteten Parkschein gekennzeichnet ist.“ 

Die beschwerdeführende Partei hat das verfahrensgegenständliche Fahrzeug in einer 

gebührenpflichtigen Kurzparkzone abgestellt, ohne zu Beginn und für die gesamte Dauer des 

Abstellens einen gültigen Parkschein auszufüllen bzw. zu aktivieren und somit den objektiven 

Tatbestand der fahrlässigen Abgabenverkürzung verwirklicht. 

§ 5 VStG normiert: 

„(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt, genügt 
zur Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot 
oder bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand 
einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und 
der Täter nicht glaubhaft macht, daß ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 
Verschulden trifft. 

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Täter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur 

dann, wenn sie erwiesenermaßen unverschuldet ist und der Täter das Unerlaubte seines 
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte.“  

Nach der höchstgerichtlichen Rechtsprechung hängt die Befreiung von der persönlichen 

verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung im Einzelfall davon ab, dass glaubhaft alle 

Maßnahmen getroffen wurden, die unter den vorhersehbaren Verhältnissen die Einhaltung der 

gesetzlichen Vorschriften mit gutem Grund erwarten lassen (vgl. VwGH 05. September 2016, 

Ra 2016/04/0080). 

Somit hätte insbesondere die Verpflichtung bestanden wegen der mit der Aufsicht und 

Betreuung von Kindern einhergehenden Unwägbarkeiten zu Beginn des Abstellvorgangs ein 

mehr als ausreichendes Zeitguthaben für die Parkometerabgabe einzuplanen. 
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Weil die beschwerdeführende Partei ihrer Sorgfaltspflicht aber nicht in ausreichendem Maße 

nachgekommen ist und auch sonst aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich sind, dass sie 

an der Begehung der Verwaltungsübertretung kein Verschulden träfe, ist von zumindest 

fahrlässigem Verhalten auszugehen. 

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen. 

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrlässig 
verkürzt wird, sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu 
bestrafen.“  

§ 19 VStG normiert:  

„(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 
Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 
Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen.“ 

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsübertretung schädigte in nicht 

unerheblichem Maße das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der 

Bewirtschaftung des ohnehin knappen innerstädtischen Parkraumes sowie an der 

ordnungsgemäßen und fristgerechten Entrichtung der Parkometerabgabe. Der objektive 

Unrechtsgehalt der fahrlässigen Abgabenverkürzung kann daher, selbst bei Fehlen sonstiger 

nachteiliger Folgen, keineswegs als gering angesehen werden (vgl. VwGH 25. November 2003, 

2003/17/0222, mwN, sowie VwGH 16. Mai 2011, 2011/17/0053, mwN). 

Das Ausmaß des Verschuldens war im beschwerdegegenständlichen Fall in Anbetracht der 

Außerachtlassung der objektiv gebotenen und der beschwerdeführenden Partei zumutbaren 

Sorgfalt nicht als geringfügig zu werten, da weder hervorgekommen noch auf Grund der 

Tatumstände anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch die 

beschwerdeführende Partei eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die 

Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden 

werden können. 

Weil keine rechtskräftigen verwaltungsstrafrechtlichen Vormerkungen aktenkundig sind, 

kommt der beschwerdeführenden Partei der Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen 

Unbescholtenheit zugute. Weitere Milderungsgründe sind nicht hervorgekommen. 
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Für eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation der beschwerdeführenden Partei 

besteht nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen 

Verhältnissen auszugehen ist. Es bestehen Sorgepflichten für drei minderjährige Kinder. 

Unter Berücksichtigung der angeführten Strafbemessungsgründe ist die verhängte Geldstrafe 

angesichts des bis € 365,00 reichenden Strafrahmens auf € 60,00, und die für den Fall der 

Uneinbringlichkeit festgesetzte Ersatzfreiheitsstrafe auf 12 Stunden herabzusetzen. 

Eine weitere Strafherabsetzung kommt aus general- und spezialpräventiven Erwägungen nicht 

in Betracht. 

§ 44 VwGVG normiert: 

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn 
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde […] 
und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“ 

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt und im angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht übersteigende 

Geldstrafe verhängt wurde. 

Kostenentscheidung 

Da der Kostenbeitrag des erstinstanzlichen Verfahrens gemäß § 64 VStG mit 10% der 

verhängten Strafe, mindestens jedoch mit € 10,00, zu bemessen ist, beträgt er auch nach der 

Strafherabsetzung € 10,00. 

Gemäß § 52 Abs. 8 VwGVG sind dem Beschwerdeführer die Kosten des Beschwerdeverfahrens 

nicht aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist.  

Wegen der teilweisen Stattgabe war kein Kostenbeitrag hinsichtlich des 

verwaltungsgerichtlichen Verfahrens vorzuschreiben. 

Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 
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Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Art. 133 B-VG normiert: 

„(4) Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 
Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 
Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Hat das Erkenntnis nur eine 
geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die 
Revision unzulässig ist. 

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision 
erheben: 
1. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet; 
2. die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Verwaltungsgericht; […]“ 

§ 25a VwGG normiert:  

„(4) Wenn in einer Verwaltungsstrafsache oder in einer Finanzstrafsache 
1. eine Geldstrafe von bis zu 750 Euro und keine Freiheitsstrafe verhängt werden durfte und 

2. im Erkenntnis eine Geldstrafe von bis zu 400 Euro verhängt wurde, 
ist eine Revision wegen Verletzung in Rechten (Art. 133 Abs. 6 Z 1 B-VG) nicht zulässig.“ 

Weil nach § 4 Abs. 1 des Wiener Parkometergesetzes 2006 lediglich eine Geldstrafe von bis zu 

€ 365 und keine primäre Freiheitsstrafe verhängt werden darf, ist eine Revision durch die 

beschwerdeführende Partei unzulässig (vgl. VwGH, 01. September 2022, Ra 2022/16/0080, 

mwN). 

Die (ordentliche) Revision für die belangte Behörde ist unzulässig, weil für die vorliegende 

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes Tatfragen (Sachverhaltsfeststellungen, 

Beweiswürdigung), welche keine Rechtsfragen sind, maßgebend waren (vgl. VwGH 11. 

September 2014, Ra 2014/16/0009). 

 

Wien, am 21. November 2025 
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